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Für alle, die für den Valentinstag
noch einen Strauß suchen, aber
unentschlossen sind, erklären wir
die Bedeutung beliebter Blumen.

Die Rose
Sie steht bekanntermaßen für
entfachte Leidenschaft und Liebe
– vor allem in der Farbe Rot.
Rosa dagegen steht für Jugend
und Schönheit und lässt zarte
Gefühle erahnen. Die weiße Rose
steht für Unschuld und Treue,
weshalb sie bei vielen Hochzei-
ten im Brautstrauß zu finden ist.

Die Gerbera
Sie wächst, wo es sonnig und
schön ist und das spiegelt sich in
ihrer Bedeutung: Sie gilt als
schön und fröhlich. Im Gegensatz
zur roten Rose darf die Gerbera
an die hilfsbereite Nachbarin,
den Bruder oder an die liebe
Oma verschenkt werden.

Die Tulpe
Eine der Lieblingsblumen der
Deutschen ist die Tulpe. Auch sie
steht für Liebe und Zuneigung, je
dunkler desto stärker das Gefühl.
Wer eine Liebeserklärung macht,
liegt mit einem Strauß roter Tul-
pen richtig. Gelb steht für Son-
nenschein, Rosa für zarte Liebe
und Orange für Faszination.

Die Orchidee
Die Schnitt-Orchidee bringt dem
Gegenüber Bewunderung zum
Ausdruck: „Du bist traumhaft
schön.“ Ihre Arten-Vielfalt und
ihr starker Überlebenswillen sym-
bolisieren dazu Cleverness.

Die Nelke
Viele Jahre lang wurde sie als
Blume unterschätzt, was daran
liegen mag, dass sie einst das
Symbol der Arbeiterbewegung
war. Heute wird sie gerne und
häufig verschenkt. In rot steht sie
für starke Leidenschaft, in weiß
für ewige Treue. Achtung: In gelb
symbolisiert sie eine gewisse An-
tipathie dem Gegenüber.

Die Chrysantheme
Sie strahlen Frische und Fröhlich-
keit aus und stehen für Bestän-
digkeit. Eine verschenkte Chry-
santheme lässt Beziehungsbe-
reitschaft erahnen. Es sei denn,
sie wird in der Farbe Rot verge-
ben: Dann stehen schon alle Zei-
chen auf Liebe. � jrd

➔ Quelle: www.sprache-der-
blumen.de

BLUMEN- SYMBOLIKRosen haben Hochsaison
Kurz vorm Valentinstag schiebt Blumenhändler Antonio Palumbo Extraschichten

Von Julia Radgen

OFFENBACH �  Am Sonntag ist
wieder Valentinstag. Zum Tag
der Liebenden sind Blumen für
viele immer noch das Geschenk
Nummer Eins. Das merkt auch
Händler Antonio Palumbo auf
dem Wochenmarkt.

„Rote Rosen sind immer
noch der Renner“, sagt Blu-
menhändler Antonio Palum-
bo. Vor dem Tag der Lieben-
den kaufen die Offenbacher
verstärkt am Stand des Italie-
ners ein. „Dass der Valentins-
tag naht, merkt man.“ Für Be-
sucher, die vom Marktplatz
kommen ist Palumbos Stand,
direkt gegenüber dem Markt-
häuschen, nicht zu überse-
hen. Unter den Schirmen in
den italienischen Landesfar-
ben sind diverse Schnittblu-
men und gebundene Sträuße
aufgereiht.

In den Sträußen sind Gerbe-
ra, Tulpen und Orchideen in
verschiedensten Farben kom-
biniert – auch mal mit ausge-
falleneren Blumen wie dem
„Nadelkissen“. Die südafrika-
nische Pflanze – deren kor-
rekte botanische Bezeich-
nung Leucospermum lautet –
besitzt halbkreisförmig ange-
ordnete Blüten, die „stache-
lig“ wirken. Daher rührt ihr
nicht sehr anmutig klingen-
der Name.

Auch solche außergewöhn-
lichen Schnittblumen finden
ihren Platz bei der Familie
aus Rodgau. „Wir binden alle
Sträuße nach unserem Ge-
schmack“, sagt der Händler,
der mit seiner Frau und sei-
nen erwachsenen Kindern
die floristischen Mixturen in
Offenbach an den Mann und
die Frau bringt. Auch Extra-
wünsche in Sachen Sträuße
werden erfüllt und gleich am
Marktstand gebunden.

Wer lieber auf Nummer si-
cher geht, greift zur bereits
erwähnten Rose in unter-
schiedlichen Farben. Damit
liegt der Valentintags-Käufer
nicht falsch, findet Palumbo.

„Auch Tulpen werden gut
nachgefragt“, weiß der 53-
Jährige.

Viele Kunden auf dem Wo-
chenmarkt kaufen seit jeher
ihre Blumen an seinem
Stand. Seit 1974 gibt es den
Blumenstand. Seit 17 Jahren
führt ihn Antonio Palumbo
selbstständig, der ihn 1999
von Josef Weil übernommen
hat. Heute packt beinahe die
ganze Familie mit an. Wer es
am Samstag zu den regulären

Wochenmarktzeiten nicht
schafft, Blumen für die Liebs-
ten zu ergattern, bekommt
aber noch eine Chance.

„Auch am Sonntag sind wir
nochmal hier“, sagt Palumbo.
Eine Sondergenehmigung
der Stadt macht’s möglich. 50
Euro muss der Standbetrei-
ber dafür bezahlen, aber das
soll sich lohnen. „Auch am
Valentinstag selbst besorgen
viele noch ihre Blumen.“

Mit dem Solo-Stand auf dem

Wilhelmsplatz am 14. Febru-
ar hat Palumbo nur gute Er-
fahrungen gemacht. „Wir ho-
len immer eine Sondergeneh-
migung ein, wenn der Valen-
tinstag nicht auf einen Markt-
tag fällt“, erzählt er. Bis mit-
tags gegen 12 Uhr ist er dann
für die letzten verzweifelten
Schenker auf dem Wilhelms-
platz zu finden. Privat ver-
schenkt Palumbo übrigens
auch am liebsten die Rose.
„Natürlich die rote!“

MARKTBUMMEL

Auch privat würde Blumenhändler Antonio Palumbo zum Klassiker rote Rosen greifen. � Foto: Radgen

Notizbuch der Woche

Bonus für
die Spitzen

Von Thomas Kirstein

S ie werden es gestern gelesen haben: Theoretisch könnte
jede Liste zur Kommunalwahl 71 Namen beinhalten.
Das schöpft aber keine der antretenden Parteien aus, bei

den Großen begnügt sich die CDU mit 66, die SPD mit 51, das
Grünen-Bündnis mit 54. Der sich spontan aufdrängende Ein-
druck, sie hätten nicht ausreichend willige Bewerber mobili-
sieren können, täuscht. Tatsächlich hat die Beschränkung
Methode: Auf diese Weise lassen sich die individuellen Ergeb-
nisse des Spitzenpersonals schönen. Denn beim Ankreuzen
der Gesamtliste wirkt sich die Differenz zwischen tatsächli-
cher und möglicher Kandidatenzahl auf die Voten für die
vorn Platzierten aus. Das steigert optisch die Zustimmung für
die Galionsfiguren und damit deren Renommee. Wie’s je-
mand aus dem Mutterland der parlamentarischen Demokra-
tie bewerten könnte: Very tricky, indeed.

F ür Freunde größtmöglicher Pluralität mögen es ganz
wunderbare Aussichten sein. Theoretisch könnte die
nächste Stadtverordnetenversammlung aus zwölf Grup-

pierungen und Einzelkämpfern bestehen – wer eine Mindest-
stimmenanzahl erreicht, ergattert ein mit 500 Euro im Monat
anerkanntes Ehrenamt.

Die Zahl der jeweiligen Sitze korrespondiert am Ende aber
nicht mit den Prozenthöhen, die einer Partei bei der landes-
weiten Gesamtschau zugemessen werden. Die örtliche Folge
hängt nämlich auch von der Zahl der aufgebotenen Kandida-
ten ab – unter einem Drittel des Maximums, in Offenbach
also weniger als 24, bedeutet deutlichen Stimmenverlust. Das
trifft Republikaner, Junges Offenbach und Die Partei, vor al-
lem aber die selbsternannte Alternative für Deutschland:
Wer gerade mal 14 Köpfe mit ausreichend Mut zum öffentli-
chen Hinhalten findet, wird in der Stadtverordnetenver-
sammlung keine große Rolle spielen.

Freilich werden Überlegungen mit finanzieller Auswirkung
angebracht sein: Ist es weiterhin zu verantworten, dass schon
zwei Stadtverordnete genügen, um eine mit mindestens ei-
ner bezahlten halben Helferstelle ausgestattete Fraktion zu
bilden? Kann es sich das arme Offenbach leisten, noch mehr
als eine gute Million im Jahr für seine Demokratie auszuge-
ben? Oder müssen die Großen weitere Abstriche machen, da-
mit auch die Kleinen festangestellte Hilfe genießen? Es sei da-
ran erinnert, dass eine einst bei vier Köpfen liegende Unter-
grenze abgesenkt wurde, um Juniorpartnern in Koalitionen
den lukrativen Fraktionsstatus zu verschaffen.

Ü berregional wird es in der Zeitung demnächst Thema
sein: Warum lassen sich hauptamtliche Magistrats-
mitglieder auf Spitzenplätze ihrer Parteiliste hieven,

obwohl sie ihr errungenes Stadtverordnetenmandat gar nicht
antreten können? In Offenbach ist das der Fall beim Stadt-
kämmerer, Ordnungs- und Sozialdezernenten Dr. Felix
Schwenke: Der Parteichef nimmt Platz 2 der SPD-Liste ein.
Und ist, beim jüngsten Parteitag darauf angesprochen, ganz
offen damit umgegangen: Nein, das sei kein billiger Stim-
menfang eines Bewerbers auf prominenter Position, sondern
liege schlicht im Blick auf die persönliche politische Zukunft
begründet. Obwohl Schwenke optimistisch darauf hofft, dass
seine Partei wieder mal stärkste Kraft wird, sieht er seine Po-
sition als Profipolitiker keineswegs betoniert. Eine andere Ko-
alition als die gegenwärtige könnte durchaus seine Abwahl
betreiben. Und dann würde der Obergenosse wenigstens als
gewählter Stadtverordneter Einfluss nehmen wollen.

Schrumpfende
Versprechen

Von Matthias Dahmer

Um den Fluglärm war’s ein wenig ruhig geworden in
der Stadt. Das dürfte sich mit den in dieser Woche prä-
sentierten Ergebnissen der Mogelpackung Lärmpau-

senmodell ändern. Abgesehen vom subjektiven Lärmempfin-
den, das ohnehin von Pausen nichts bemerkt, sind selbst die
objektiven Messdaten für Offenbach Augenwischerei: Mor-
gens, wenn um kurz vor 5 Uhr die ersten Flieger den Offenba-
chern den Schlaf rauben, bringt der Test mit der Bündelung
der Flugbewegungen praktisch gar keine Entlastung. Abends
wird’s zwar unter der Anflugroute zur neuen Nordwestbahn
merklich ruhiger, dafür steigt der Lärmpegel erheblich für
jene, die unter der Schneise zur Südbahn leben und seit Jah-
ren ohnehin schon zu den Höchstbelasteten der Region zäh-
len. Wer täglich beobachten muss, wie die anfliegenden Ma-
schinen im Minutentakt stereo die Stadt verlärmen und die
dadurch entstehenden Schall-Überschneidungen isolierte
und nun stolz vorgezeigte Messergebnisse Makulatur werden
lassen, für den muss das Fazit, es sei ruhiger geworden, wie
Hohn klingen.

„Unser Ziel ist die Ausweitung des Nachtflugverbots.“ „Wenn Gut-
achter zum Schluss kommen, mit der jetzigen Rechtslage geht nichts,
dann ist ja die spannende Frage, was kann man dafür tun, dass sich
die Rechtslage ändert.“ Durchaus kämpferische Sätze. Gesagt
hat sie der damalige Fraktionschef der Grünen im Landtag,
Tarek Al-Wazir, in einem Interview mit unserer Zeitung im
Februar 2013.

So lange ist das eigentlich noch nicht her. Drei Jahre und
viele geschmeidige Verrenkungen später sind die großen An-
kündigungen zu kleinen Metallblättchen geschrumpft: Die
würden – entsprechend an den Flugzeugen angebracht – für
eine Reduzierung der Pfeifgeräusche beim Landeanflug sor-
gen, und dafür werde er sich einsetzen, verkündete der zum
hessischen Verkehrsminister aufgestiegene Offenbacher Grü-
ne ernsthaft in dieser Woche beim Politischen Aschermitt-
woch der AWO.

Schon klar: Wer in Regierungsverantwortung steht, mit der
CDU zumal, muss den Kompromiss finden, sich an den Reali-
täten orientieren und überhaupt das Machbare im Blick ha-
ben – solche Polit-Prosa ist ebenso bekannt, wie verzichtbar.
Tatsächlich lässt sich das extrem kurze Verfallsdatum politi-
scher Versprechen derzeit an keinem anderen Volksvertreter
der Region besser festmachen als am einstigen grünen Hoff-
nungsträger aus Offenbach.

Inklusion soll Teil
des Alltags werden

Stadtplaner Ralf Theisen freut sich über engagierte Bürger
OFFENBACH � Wenn es um
die Umsetzung der UN-Kon-
vention geht, ist in Offenbach
Ralf Theisen der richtige An-
sprechpartner. Denn der
Stadtplaner erarbeitet den
Aktionsplan Inklusion. Aber
die gleichberechtigte Teilha-
be aller Menschen an der Ge-
sellschaft, sei eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, sagt
er im Gespräch mit Rebecca
Röhrich.

Was sind die wichtigsten An-
liegen bei der Umsetzung
von Inklusion?

Es ist wichtig, Grundsätze der
Behindertenrechtskonventi-
on der Vereinten Nationen zu
kennen und sich darüber klar
zu werden, um welche wirk-
lich grundlegenden Rechte es
hier geht. Das Prinzip von In-
klusion muss also verinner-
licht werden. Hierfür müssen
wir Werbung machen. Es
muss sowohl in die Allge-
meinbildung einfließen als
auch in unser tägliches Le-
ben. Inklusion wird erst dann
kein Thema mehr sein, wenn
sich kein behinderter, von Be-
hinderung bedrohter oder
sonst wie beeinträchtigter
Mensch mehr von der Teilha-
be an der Gesellschaft ausge-
schlossen fühlt oder sieht.

Ein wichtiger Aspekt beim
Thema Inklusion ist die Bar-
rierefreiheit. Vor allem der
öffentliche Raum sollte für
alle Menschen mit jedweder
Einschränkung nutzbar sein.

Ist das in Offenbach der Fall?
Barrierefreiheit ist sicher ei-
ner derjenigen Punkte, der
vielen Menschen als erster
einfällt, wenn sie an das The-
ma Inklusion denken. Und zu
Recht, denn was hilft mir In-
klusion beim Einkaufen,
wenn ich noch nicht einmal
die Haustreppe zur Straße he-
runter komme?

Barrierefreiheit ist also
nicht nur ein Ziel für sich,
sondern auch ein wichtiges
Bindeglied für andere Inklusi-
onsbereiche. Barrieren im öf-
fentlichen Raum sind derjeni-
ge Bereich, den eine Kommu-
ne mit einem Aktionsplan am
ehesten erreichen kann. Wir
möchten in diesem Jahr The-
mengruppen einrichten, die
sich mit einzelnen Themen
wie Wohnen, Bildung und Ar-
beit, aber auch mit Verkehr
und Mobilität, beschäftigen.
Hier können sich Privatperso-
nen wie Organisationen, Ver-
bände und Unternehmen be-
teiligen und ihre Erfahrun-
gen und Vorstellungen ein-
bringen.

Gibt es bereits konkrete Plä-
ne, wie der Straßenverkehr
für beeinträchtigte Men-
schen sicherer werden kann?

Einen Masterplan - wie Sie
vielleicht meinen - gibt es
hierfür nicht. Aber unser Leit-
faden zur Barrierefreiheit im
öffentlichen Raum kommt -
wenn Sie so wollen - einem

Plan im weiteren Sinne nahe.
Denn er geht recht systema-
tisch an das Thema mit vielen
Beispielen heran. Darüber hi-
naus führt die Stadt viele Ge-
spräche, auch im Zusammen-
hang mit öffentlichen Beteili-
gungsverfahren, um sensible
öffentliche Verkehrsräume si-
cherer zu machen.

So hat der Behindertenbei-
rat der Stadt bereits einen An-
lauf unternommen, um syste-
matisch an der Beurteilung
von öffentlichen Bauvorha-
ben, darunter Straßenbau-
vorhaben, beteiligt zu wer-
den.

Ein Beispiel: Die Umgestal-
tung des Marktplatzes in Of-
fenbach soll zu einem „Sha-
red Space“ werden. Werden
da die Bedürfnisse beein-
trächtigter Menschen ausrei-
chend berücksichtigt?

Hier braucht es bei der Lö-
sungsfindung auf jeden Fall -
bitte erlauben Sie mir dieses
kleine Wortspiel - einen gro-
ßen Spürsinn. Die Abwägung
aller Interessen in diesem
Prozess ist eine wesentliche
Aufgabe einer Kommune.
Nur sie führt zur letztlichen
Entscheidung, welche Lösung
umgesetzt werden wird oder
nicht. Eine Kommune darf
nicht Gefahr laufen, hier ei-
nem Trugschluss aufzusitzen:
Es kann im Zweifelsfall keine
Abwägung zulasten eines ein-
zigen Menschenlebens ge-

ben. Alle Beteiligten sind sich
dieses Dilemmas bewusst
und das macht die Lösungs-
findung so schwierig.

Inklusion beinhaltet die Teil-
nahme am gesellschaftlichen
Leben aller Menschen zu för-
dern. Dazu zählen auch die
Menschen mit Migratiosnge-
schichte. Gibt es diesbezüg-
lich konkrete Pläne?

Der künftige Kommunale Ak-
tionsplan Inklusion be-
schränkt sich auf die Teilha-
beförderung von Menschen
mit körperlichen oder geis-
tig-seelischen Beeinträchti-
gungen. Der Auftrag zur In-
klusion von Menschen mit
anderen Nationalitäten und
mit einem anderen Migrati-
onshintergrund wird von an-
deren Kollegen der Stadtver-
waltung wahrgenommen.

Was bedeutet die Umsetzung
der UN-Konvention für Sie

persönlich?
Ich denke, dass die Umset-

zung der UN-Konvention
über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen
mehr ist als bloßer Aktionis-
mus, mehr ist als eine weite-
re, lediglich „von oben“ ver-
ordnete Maßregel, die alle
nachgeordneten staatlichen
Ebenen zu befolgen haben.

Die UN-Konvention hat die
richtigen Argumente dafür,
unsere Gesellschaft nachhal-
tig zu prägen und zu verän-
dern, zumindest wenn alle
Beteiligten sich der Sache
ernsthaft annehmen und mit
Nachdruck Lösungen verfol-
gen.

Dies ist eine gute Chance,
um das heute offensiver denn
je ausgetragene Ringen um
Lebenschancen und Ressour-
cen menschenwürdiger, ge-
rechter und lebensbejahend
zu gestalten. Daran mitwir-
ken zu können ist eine sehr
sinnvolle Aufgabe.

Ralf Theisen arbeitet im Referat Soziale Stadtentwicklung und So-
zialplanung im Amt für Arbeitsförderung für Statistik. � Foto: ror


